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-Kommentar: Arbeitsbeschaffung à la Bad Schmiedeberg – ein Vorbild? 
 
Ende des Jahres machte eine kleine Stadt in Sachsen-Anhalt nahezu gleichlautende Schlagzeilen 
in der BILD und der FAZ, aber auch in der linken Taz: In Bad Schmiedeberg hatte sich der 
Bürgermeister daran gemacht, die Arbeitslosigkeit abzuschaffen! Angeblich, so war zu lesen, waren 
alle mit dem Ergebnis dieser Arbeitsbeschaffungsmaßnahme zufrieden, selbst diejenigen, die mit 
recht brachialen Methoden zur Arbeitsaufnahme angehalten wurden. Lesen Sie hierzu den 
Kommentar von Netzwerk-Sprecher Robert Ulmer.  
 
 
Robert Ulmer 
 
„Wirkliche Freiheit“ in Bad Schmiedeberg? 
 
  
Wer holt die Erwerbslosen von der Straße, 
wer scheucht sie aus ihren Wohnungen, in 
die sie sich verkrochen haben? Immer wieder 
erregen Maßnahmen Aufsehen, deren Zweck 
die Integration von Erwerbslosen in 
Beschäftigung ist. Zuletzt die Bürgerarbeit in 
dem kleinen Kurort Bad Schmiedeberg in 
Sachsen-Anhalt. Alle 331 Arbeitslosen von 
Bad Schmiedeberg wurden zur persönlichen 
Information „eingeladen“. Für den Fall des 
Nicht-Erscheinens drohten Sanktionen. 
Einige der Eingeladenen (20 %) haben sich 
daraufhin von der Arbeitslosigkeit 
„abgemeldet“, laut Presseberichten vor allem 
in den ersten Arbeitsmarkt. 90 Arbeitslosen 
wurde eine Bürgerarbeit zugewiesen: 30 
Wochenstunden Arbeit in diversen 
gemeinnützigen Tätigkeitsfeldern. Dazu 
kommen 8 Wochenstunden 
Bewerbungspflicht, denn das gesetzlich 
vorgeschriebene Endziel bleibt die 
Unabhängigkeit von staatlichen Transfers, 
also der erste Arbeitsmarkt. 
Monatseinkommen: 650 bis 1000 Euro brutto. 
Die Presseberichte waren euphorisch, alle 
befragten Beteiligten zeigten sich glücklich. 
Neu an dieser viel beachteten Initiative war 

der Anspruch, alle Arbeitslosen zu 
beschäftigen und das Ziel, mittels der 
Einführung von Arbeitsdiensten die 
Arbeitslosigkeit flächendeckend 
abzuschaffen. Andere Kommunen, z.B. 
Dresden, wollen nachziehen. Kommt auf 
diese Weise Vollbeschäftigung wieder in 
Sicht? Wenn der Lohn niedrig genug ist und 
deshalb keine Mehrkosten entstehen, warum 
nicht? Vollbeschäftigung – der alte Traum 
geht wider Erwarten doch in Erfüllung. 
Erübrigt sich damit das Thema 
Grundeinkommen? Oder ist es ein Alptraum: 
neue Vollbeschäftigung durch Arbeitsdienste?  
 
Doch wie freiwillig ist die Teilnahme an der 
Bürgerarbeit? Um drohender Not zu entgehen, 
drängen sich die Leute eifrig und freiwillig in 
Beschäftigungsprojekte, die sie 
möglicherweise herzlich wenig interessieren 
würden, wenn sie materiell abgesichert wären, 
z.B. durch ein existenzsicherndes 
bedingungsloses Grundeinkommen. Für die 
Analyse der Freiwilligkeit ist Van Parijs’ Begriff 
der „wirklichen Freiheit“ (real freedom) 
entscheidend. Diese „wirkliche Freiheit“ ist das 
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Ausmaß, in dem ich in meinem Leben das tun 
kann, was ich will, oder sogar, was ich wollen 
könnte. Wenn ich eine zusätzliche Option 
habe, nämlich ohne Arbeit und ohne Not leben 
zu können, bin ich freier als wenn ich diese 
Option nicht hätte. Wenn ich vor der Wahl 
stehe, entweder einen miesen Job zu machen 
oder zu hungern, bin ich zwar frei, mich für das 
Hungern zu entscheiden, aber meine wirkliche 
Entscheidungsfreiheit ist bei dieser Alternative 
zur Erwerbsarbeit sehr gering. Denn ich bin 
nicht wirklich frei, zum Job-Angebot Nein zu 
sagen. Van Parijs’ „wirkliche Freiheit“ ist eine 
graduelle, sie kann für die betreffenden 
Personen mehr oder weniger gegeben sein. Je 
höher das Grundeinkommen ist, je 
bedingungsloser es gewährt wird, je weniger 
bürokratische Hürden zu überwinden sind, 
desto mehr „wirkliche Freiheit“ verschafft das 
Grundeinkommen den Leuten. 1 
Wie frei sind nun die Bürgerarbeiter und 
Bürgerarbeiterinnen in Bad Schmiedeberg? 
Die Teilnahme an der Bürgerarbeit findet im 
Rahmen von Hartz IV statt. Das Ziel von Hartz 
IV ist Workfare: Arbeitslose sollen für das 
Geld, das sie vom Staat bekommen, eine 
angemessene Gegenleistung erbringen. Die 
Betroffenen erhalten von der Kommune ein 
„Angebot“, das sie in der Regel nicht werden 
ablehnen können. Denn das Angebot einer 
Bürgerarbeit ist verbunden mit der Drohung, 
das lebensnotwendige Arbeitslosengeld II, 
also das Existenzminimum zu kürzen. Insofern 
sind die Presseberichte zynisch, die den 
regen Zulauf zur Bürgerarbeit damit erklären, 
dass die Betroffenen „den Makel der 
Arbeitslosigkeit abstreifen“, „das Stigma des 
Faulseins“ loswerden und ihre „Würde“ zurück 
erhalten können.  
Damit soll nicht bestritten werden, dass die 
Leute tatsächlich zufrieden sind: es mag 
befriedigender sein, in der Telefonzentrale der 
Feuerwehr von Bad Schmiedeberg zu 
arbeiten als zu Hause händeringend darauf zu 

waren, dass ein Job vom Himmel fällt. Wie 
anspruchslos die Leute inzwischen sind, ist 
jedoch auch ein erschreckendes Indiz dafür, 
wie erpressbar die Lohnabhängigen durch die 
Sozialreformen mittlerweile geworden sind, 
die beschäftigten Lohnabhängigen übrigens 
ebenso wie die arbeitslosen Lohnabhängigen. 
Erwerbslose sind mittlerweile so 
eingeschüchtert, dass sie dankbar sind, wenn 
sie für 650 Euro pro Monat Vollzeit arbeiten 
müssen.  

                                                 
1 Das Grundeinkommen erhöht die „wirkliche Freiheit“ 
der Begünstigten. Andererseits verringert es die 
„wirkliche Freiheit“ derer, die mit ihren Steuerzahlungen 
als Nettozahler und Nettozahlerinnen das 
Grundeinkommen zu finanzieren haben. Jedoch sind 
deren Einbußen geringer als die Freiheitszuwächse der 
schlechter Gestellten. 

Diese Variante öffentlich geförderter 
Beschäftigung ist repressiv: die Abschaffung 
der Arbeitslosigkeit mittels der Einführung 
flächendeckender Arbeitsdienste. Der Staat 
macht ernst mit seiner nur beim ersten 
Hinhören vernünftig klingenden Devise, man 
solle Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren, 
indem er Arbeitslose zwangsbeschäftigt. 
Sozialistische Planwirtschaft im 
Niedrigstlohnsektor. Teilhabe als repressive 
Inklusion. Die Rückentwicklung der Zivilisation 
in eine autoritäre Gemeinschaft, in der alle 
von allen einen angemessenen Beitrag 
verlangen, sich argwöhnisch wechselseitig 
überwachen, sich gegenseitig denunzieren. 
„Sozial ist, was Arbeit schafft“ als allgemeiner 
Tugendterror. Zur Hinterhältigkeit der 
Workfare-Gesellschaft gehört es, dass sie die 
Betroffenen zum freiwilligen Mitmachen 
zwingt. Gefragt ist Diensteifer, vorauseilender 
Gehorsam, alles Tun muss sinnvoll für die 
Gemeinschaft sein. Vorbei die Zeit, als wir es 
uns noch leisten konnten, und sogar dazu 
ermuntert wurden, uns darüber Gedanken zu 
machen: wie will ich leben, was will ich aus 
meinem Leben machen? 
Voraussetzung für eine sinnvolle 
Beschäftigung in Freiheit wäre wirkliche 
Freiwilligkeit. Diese wird ermöglicht durch ein 
bedingungsloses Grundeinkommen. Die 
Existenz ist gesichert, diese materielle 
Existenzsicherung ist an keine Gegenleistung 
geknüpft sondern bedingungslos. Ist dann ein 
bedingungsloses Grundeinkommen nicht eine 
Stillhalteprämie, ist es nicht nur ein 
gefährliches Opium für die Ausgegrenzten – 
oder ist es die Ermöglichung selbstbestimmter 
Tätigkeiten? Das entscheiden dann nicht mehr 
die Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen 
in den Beschäftigungsträgern und die 
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Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der 
Arbeitsagenturen, sondern die Leute selber. 
Sie entscheiden, welche Tätigkeiten sinnvoll 
und übrigens auch, welche Tätigkeiten 
„zumutbar“ sind. Es spricht nichts dagegen, 
unter der Bedingung eines bedingungslosen 
und existenzsichernden Grundeinkommens 
einen öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektor aufzubauen, die 
unterschiedlichsten Arbeits- oder 
Tätigkeitsplätze anzubieten, den Zielgruppen 
bekannt zu machen, welches Engagement, 
welche Qualifikationen gesucht werden. Es 
spricht alles dafür, dass die Leute freiwillig 
kommen werden und nicht mit den 
Daumenschrauben der Sozialreformen erst 
„angereizt“ werden müssen. Vorausgesetzt 
die Arbeiten sind interessant, attraktiv und 
sinnvoll. 
Bad Schmiedeberg wäre eine gute Idee – 
aber so wie bisher ist es nur ein weiterer 
Schritt bei der zunehmenden bürokratischen 
Bevormundung der Arbeitslosen. 
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